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Für Unternehmer 
 
1. Investitionen 
Dieses Jahr gibt es weiterhin einige besondere 
Aspekte, die für eine Investitionsentscheidung 
zu beachten sind: degressive Abschreibung, 
beschleunigte Abschreibung bei Gebäuden und 
investitionsbedingter Gewinnfreibetrag (siehe 
Seite 3 „Gewinnfreibetrag“). 
Degressive Abschreibung 
Für nach dem 30.6.2020 angeschaffte oder herge-
stellte Wirtschaftsgüter kann die Abschreibung mit 
einem unveränderlichen Prozentsatz von bis zu 
30% vom jeweiligen (Rest-)buchwert erfolgen 
(=degressive Abschreibung). Bei Inbetriebnahme 
in der zweiten Jahreshälfte steht der Halbjahressatz 
zu.  

Ausgenommen sind: 

- Gebäude und andere Wirtschaftsgüter, die Son-
derabschreibungsregeln unterliegen, 

- KFZ mit CO2-Emissionswerten von mehr als 0 
g/km, 

- unkörperliche Wirtschaftsgüter, die nicht den 
Bereichen Digitalisierung, Ökologisierung und 
Gesundheit/Life-Science zuzuordnen sind; 

- gebrauchte Wirtschaftsgüter, 
- Anlagen zur Förderung, Transport, Speicherung 

oder Nutzung fossiler Energieträger. 

Die höhere Abschreibung zu Beginn der Nutzungs-
dauer führt bei langlebigen Wirtschaftsgütern zu 
Liquiditätsvorteilen, da mit dem Höchstsatz von 30% 
nach zwei Jahren bereits 51% und nach drei Jahren 
rd. 66% abgeschrieben sind. Ein einmaliger Wech-
sel von degressiver zu linearer Abschreibung ist 
möglich und wird sinnvoll sein, wenn die lineare 
Abschreibung nach einigen Jahren höher ist als die 
degressive. Für Anschaffungen oder Herstellungen 
vor dem 1.1.2022 kann die degressive Abschrei-
bung unabhängig vom Unternehmensrecht gewählt 

werden. Eine Maßgeblichkeit der Unternehmensbi-
lanz besteht in diesem Fall nicht. 

Beschleunigte AfA bei Anschaffung oder Her-
stellung von Gebäuden 
Für Gebäude, die nach dem 30. Juni 2020 ange-
schafft oder hergestellt worden sind, ist eine be-
schleunigte AfA vorgesehen. Der bisher gültige 
Abschreibungsprozentsatz von Gebäuden beträgt 
ohne Nachweis der Nutzungsdauer 2,5% bzw. 1,5% 
bei für Wohnzwecke überlassenen Gebäuden. Im 
Jahr, in dem die AfA erstmalig zu berücksichtigen 
ist, kann höchstens das Dreifache des bisher zu-
lässigen Höchstsatzes (also 7,5% bzw. 4,5%) und 
im darauffolgenden Jahr höchstens das Zweifache 
(also 5% bzw. 3%) abgeschrieben werden. Ab dem 
zweitfolgenden Jahr erfolgt die Bemessung der AfA 
wieder mit den Normalsätzen. Die Halbjahresab-
schreibungsregelung ist nicht anzuwenden, sodass 
auch bei Anschaffung oder Herstellung im zweiten 
Halbjahr der volle Jahres-AfA-Betrag aufwandswirk-
sam ist. 

Halbjahresabschreibung, GWG und stille Reser-
ven 
- Wenn noch heuer Investitionen getätigt werden 

und das angeschaffte Wirtschaftsgut auch noch 
bis zum 31. Dezember 2021 in Betrieb genom-
men wird, steht Ihnen die volle Halbjahresab-
schreibung zu.  

- Investitionen mit Anschaffungskosten bis € 800 
(exklusive USt bei Vorsteuerabzug) können so-
fort als geringwertige Wirtschaftsgüter 
(GWG) abgesetzt werden. 

- Stille Reserven aus der Veräußerung von min-
destens sieben Jahre (15 Jahre bei Grundstü-
cken) alten Anlagegütern können unter be-
stimmten Voraussetzungen bei natürlichen 
Personen auf Ersatzbeschaffungen übertra-
gen oder einer Übertragungsrücklage zuge-
führt werden. 
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2. Disposition über Aufwand und Erträge 
Bilanzierer haben durch Vorziehen von Aufwen-
dungen und Verschieben von Erträgen einen 
gewissen Gestaltungsspielraum. Beachten Sie 
auch, dass bei halbfertigen Arbeiten und Erzeugnis-
sen eine Gewinnrealisierung unterbleibt. 

Einnahmen-Ausgaben-Rechner können ebenfalls 
durch Vorziehen von Ausgaben (z.B. Akonto auf 
Wareneinkäufe, Mieten 2022 oder GSVG-
Beitragsnachzahlungen für das Jahr 2021) und Ver-
schieben von Einnahmen ihre Einkünfte steuern. 
Dabei ist aber zu beachten, dass regelmäßig wie-
derkehrende Einnahmen und Ausgaben, die 15 
Tage vor oder nach dem Jahresende bezahlt wer-
den, dem Jahr zuzurechnen sind, zu dem sie wirt-
schaftlich gehören. 
 
3. Steueroptimale Verlustverwertung 
Verlustrücktrag bei abweichendem Wirtschafjahr 
für das Jahr 2021 möglich 
Mit dem Konjunkturstärkungsgesetz 2020 wurde die 
Möglichkeit geschaffen, nicht ausgleichsfähige 
negative betriebliche Einkünfte des Veranla-
gungszeitraumes 2020 bis maximal € 5 Mio. auf 
Antrag auf die Veranlagung 2019 und unter be-
stimmten Umständen auf die Veranlagung 2018 
rückzutragen und mit den positiven Einkünften die-
ser Jahre zu verrechnen. Wird der Verlust aus der 
Veranlagung 2021 rückgetragen, so ist die Rege-
lungen analog für die Jahre 2021, 2020 und 2019 
anzuwenden. 
 
Verrechnung von Verlustvorträgen 
Vortragsfähige Verluste können bei der Körper-
schaftsteuer nur mit bis zu 75% des Gesamtbe-
trags der Einkünfte verrechnet werden. Bei der Ein-
kommensteuer sind vorgetragene Verluste zu 
100% mit dem Gesamtbetrag der Einkünfte zu ver-
rechnen. 
 

Verlustverwertung bei Kapitalgesellschaften 
durch Gruppenbesteuerung  
Die innerhalb einer Unternehmensgruppe bei ein-
zelnen in- oder ausländischen Kapitalgesellschaften 
angefallenen Verluste können im Rahmen der 
Gruppenbesteuerung steueroptimal verwertet 
werden. Für die Begründung einer steuerlichen 
Unternehmensgruppe ist neben der ab Beginn des 
Wirtschaftsjahres erforderlichen finanziellen Ver-
bindung (Kapitalbeteiligung von mehr als 50% und 
Mehrheit der Stimmrechte) die Stellung eines 
Gruppenantrags beim zuständigen Finanzamt er-
forderlich.  

Dieser muss spätestens vor dem Bilanzstichtag 
(der einzubeziehenden Gesellschaft) jenes Jahres 
gestellt werden, für das er erstmals wirksam sein 
soll. Kapitalgesellschaften, die auf den 31.12.2021 
bilanzieren und die bereits seit Beginn ihres Wirt-
schaftsjahres (im Regelfall seit 1.1.2021) im Sinne 
der obigen Ausführungen finanziell verbunden sind, 
können daher durch die Stellung eines Gruppen-
antrags bis zum 31.12.2021 noch für das gesam-
te Jahr 2021 eine steuerliche Unternehmensgruppe 
bilden bzw. in eine bereits bestehende Gruppe auf-
genommen werden. Sie können damit die im Jahr 
2021 bei einzelnen Gruppengesellschaften erwirt-
schafteten Verluste noch im Jahr 2021 von den 
Gewinnen 2021 anderer Gruppengesellschaften 
steuerlich absetzen.  

 
4. Gewinnfreibetrag 
 
Allen einkommensteuerpflichtigen natürlichen Per-
sonen steht der Gewinnfreibetrag (GFB) unabhän-
gig von der Gewinnermittlungsart zu und beträgt bis 
zu 13% des Gewinns, max. € 45.350 pro Jahr. 
Gewinn in € %-Satz GFB GFB in 

€ 
insgesamt 

€ 
bis 175.000 13% 22.750 22.750 
175.000 – 350.000    7% 12.250 35.000 
350.000 – 580.000  4,5% 10.350 45.350 
über 580.000    0 % 0 45.350 
 

Ein Grundfreibetrag von 13% von bis zu € 30.000 
Gewinn steht Steuerpflichtigen automatisch zu 
(13% von € 30.000 = € 3.900). Für Gewinne über € 
30.000, steht ein über den Grundfreibetrag hinaus-
gehender (investitionsbedingter) GFB nur zu, 
wenn der Steuerpflichtige im betreffenden Jahr be-
stimmte Investitionen getätigt hat. Als begünstigte 
Investitionen kommen ungebrauchte, abnutzbare 
körperliche Wirtschaftsgüter mit einer Nutzungs-
dauer von mindestens 4 Jahren in Betracht, wie 
beispielsweise Maschinen, Betriebs- und Ge-
schäftsausstattung, LKW, Hardware und Gebäude-
investitionen ab Fertigstellung. Ausgeschlossen sind 
PKW, Software und gebrauchte Wirtschaftsgüter. 
Auch bestimmte Wertpapiere können für die Gel-
tendmachung eines investitionsbedingten GFB her-
angezogen werden. Das sind alle Anleihen sowie 
Anleihen- und Immobilienfonds, welche als De-
ckungswertpapiere für die Pensionsrückstellung 
zugelassen sind. 
Diese Wertpapiere müssen ab dem Anschaffungs-
zeitpunkt mindestens 4 Jahre als Anlagevermögen 
gewidmet werden. Die Wertpapiere müssen bis 
zum 31.12.2021 auf Ihrem Depot eingeliefert sein! 
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5. Spenden 
Spenden aus dem Betriebsvermögen an bestimmte 
im Gesetz genannte begünstigte Institutionen sind 
grundsätzlich bis maximal 10% des Gewinns des 
laufenden Wirtschaftsjahres steuerlich absetzbar. 
Damit derartige Spenden noch im Jahr 2021 abge-
setzt werden können, müssen sie bis spätestens 
31.12.2021 geleistet werden. 

Zusätzlich zu diesen Spenden sind als Betriebs-
ausgaben auch Geld- und Sachspenden im Zu-
sammenhang mit der Hilfestellung bei (nationalen 
und internationalen) Katastrophen (insbesondere 
bei Hochwasser-, Erdrutsch-, Vermurungs- und 
Lawinenschäden) absetzbar, und zwar betragsmä-
ßig unbegrenzt! Voraussetzung ist, dass sie als 
Werbung entsprechend vermarktet werden (z.B. 
durch Erwähnung auf der Homepage oder in Wer-
beprospekten des Unternehmens). 
 
6. Forschungsprämie 
 
Für Forschungsaufwendungen (Forschungsausga-
ben) aus eigenbetrieblicher Forschung kann heuer 
eine Forschungsprämie von 14% beantragt werden. 
Die prämienbegünstigten Forschungsaufwendungen 
(Ausgaben) bei eigenbetrieblicher Forschung sind 
betragsmäßig nicht gedeckelt. Prämien für Auf-
tragsforschungen können hingegen nur für For-
schungsaufwendungen (Ausgaben) bis zu einem 
Höchstbetrag von € 1 Mio. pro Wirtschaftsjahr 
geltend gemacht werden. Gefördert werden generell 
Aufwendungen (Ausgaben) „zur Forschung und 
experimentellen Entwicklung“ (d.h. sowohl Grundla-
genforschung als auch angewandte und experimen-
telle Forschung im Produktions- und Dienstleis-
tungsbereich, z.B. auch Aufwendungen bzw. Aus-
gaben für bestimmte Softwareentwicklungen und 
grundlegend neue Marketingmethoden). Die For-
schung muss in einem inländischen Betrieb oder 
einer inländischen Betriebsstätte erfolgen. 
 
 
7. Elektromobilität 
 
Investitionen in die Elektromobilität werden auch im 
Jahr 2021 vom Gesetzgeber weiterhin großzügig 
gefördert. Trotz Wegfall der Investitionsprämie (An-
trag konnte bis 28.2.2021 eingebracht werden) sind 
Elektroautos und seit 1.1.2020 auch Elektrokrafträ-

der (Motorräder, Motorfahrräder, Quads, Elektro-
fahrräder und Selbstbalance-Roller) weiterhin große 
Gewinner im steuerlichen Sinne. Folgende Vorteile 
können die Elektrofahrzeuge (CO2-Emissionswert 
von 0 g/km) gegenüber den herkömmlichen mit 
Verbrennungsmotoren betriebenen Fahrzeugen auf 
deren Konto verbuchen: 
 
- Vorsteuerabzugsfähigkeit: Der volle Vorsteuer-
abzug steht allerdings nur bei Anschaffungskosten 
des PKW bzw. des Kraftrads bis maximal € 40.000 
brutto zu. Zwischen € 40.000 und € 80.000 brutto 
gibt es einen aliquoten Vorsteuerabzug. Kostet das 
Elektroauto mehr als € 80.000 brutto, so steht kein 
Vorsteuerabzug zu. 
 
Die laufenden Kosten wie z.B. Stromkosten und die 
Kosten für Stromabgabestellen sind unabhängig von 
den Anschaffungskosten voll vorsteuerabzugsfähig. 
 
- E-Mobilitätsförderung: Im Jahr 2021 wird die 
Anschaffung von Elektro-PKW für Betriebe mit ins-
gesamt € 4.000 gefördert (€ 2.000 zu beantragen 
und € 2.000 direkt beim Händler). Für Private be-
trägt die Förderung nach wie vor insgesamt € 5.000. 
Hybridfahrzeuge und Elektrokrafträder werden 
ebenfalls gefördert, jedoch in einem geringeren 
Ausmaß. Des Weiteren wird die E-Ladeinfrastruktur 
(z.B. Wallbox, intelligente Ladekabel) ebenfalls ge-
fördert. 
 
- degressive Abschreibung: Elektrofahrzeuge mit 
einem Emissionswert von 0 g/km genießen die Vor-
teile der degressiven Abschreibung (siehe Seite 1, 
Punkt „Degressive Abschreibung“) 
 
- keine NoVA: Da die NoVA anhand des CO2-
Ausstoßes berechnet wird, sind Elektrofahrzeuge 
mit einem Emissionswert von 0 g/km gänzlich davon 
befreit. 
 
- kein Sachbezug: Für Mitarbeiter, die das arbeit-
gebereigene Elektroauto privat nutzen dürfen, fällt 
kein Sachbezug an. 
 
- keine motorbezogene Versicherungssteuer: 
reine Elektrofahrzeuge sind von der motorbezoge-
nen Versicherungssteuer gänzlich befreit. 
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Für Arbeitgeber & Mitarbeiter 
 
1. Weihnachtsgeschenke 
(Weihnachts-)Geschenke an Arbeitnehmer sind 
innerhalb eines Freibetrages von € 186 jährlich 
lohnsteuer- und sozialversicherungsfrei, wenn 
es sich um Sachzuwendungen handelt (z.B. Waren-
gutscheine, Goldmünzen). Geldgeschenke sind 
immer steuerpflichtig. 
Achtung: Wenn die Geschenke an Dienstnehmer 
über bloße Aufmerksamkeiten (z.B. Bücher, CDs, 
Blumen) hinausgehen, besteht auch Umsatzsteu-
erpflicht (sofern dafür ein Vorsteuerabzug geltend 
gemacht werden konnte). 

2. Betriebsveranstaltungen 
Für eine Teilnahme an Betriebsveranstaltungen 
(z.B. Betriebsausflug, Weihnachtsfeier, Teammee-
tings) steht pro Arbeitnehmer und Jahr ein steuer-
freier Betrag von € 365 zur Verfügung. Dabei gilt, 
dass alle Betriebsveranstaltungen des ganzen Jah-
res zusammengerechnet werden. Ein eventueller 
Mehrbetrag ist steuerpflichtiger Arbeitslohn. 

3. Jobticket 
Zur Förderung der Benützung öffentlicher Ver-
kehrsmittel können die Kosten für ein öffentliches 
Verkehrsmittel (“Jobticket”) auch dann steuerfrei 
vom Dienstgeber übernommen werden, wenn kein 
Anspruch auf das Pendlerpauschale besteht (z.B. 
im Stadtgebiet von Wien). Für Ticketkäufe ab dem 
1.7.2021 ist der Vorteil aus der Übernahme der 
Kosten für Wochen-, Monats- oder Jahreskarten für 
ein Massenbeförderungsmittel beim Arbeitnehmer 
nicht steuerbar und sozialversicherungsfrei, sofern 
die Karte zumindest am Wohn- oder Arbeitsort gültig 
ist. 
Die Zurverfügungstellung ist durch gänzliche oder 
teilweise Kostenübernahme möglich. Die Verlänge-
rung von Tickets, insbesondere von Jahreskarten 
stellt einen Ticketerwerb dar. Wird das Jobticket 
allerdings anstatt des bisher gezahlten steuerpflich-
tigen Arbeitslohns zur Verfügung gestellt, dann liegt 
eine nicht begünstigte, steuerpflichtige Gehaltsum-
wandlung vor. 

4. Homeoffice 
Seit 1.1.2021 besteht die Möglichkeit des Arbeitge-
bers als Abgeltung der Mehrkosten seiner Arbeit-
nehmer im Homeoffice für maximal 100 Tage pro 
Kalenderjahr bis zu € 3 pro Homeoffice-Tag (= € 
300 pro Jahr) steuerfrei auszubezahlen. Für die 

Berücksichtigung dieses Homeoffice-Pauschales 
muss die berufliche Tätigkeit auf Grund einer mit 
dem Arbeitgeber getroffenen Vereinbarung (= 
Homeoffice-Vereinbarung) in der Wohnung des 
Arbeitnehmers ausgeübt werden.  

Um die Homeoffice-Tage belegen zu können, hat 
der Arbeitgeber eine Aufzeichnungspflicht dieser 
Tage. Die Anzahl der Homeoffice-Tage müssen im 
Lohnkonto und im Lohnzettel (L16) angeführt wer-
den. Hat der Arbeitgeber im Zeitraum 1.1.2021 bis 
30.6.2021 noch keine Aufzeichnungen über die 
Homeoffice-Tage geführt, so dürfen diese geschätzt 
werden (z.B. Erfahrungswerte aus den letzten Jah-
ren). Schöpft der Arbeitgeber durch seine Zahlun-
gen das Homeoffice-Pauschale nicht zur Gänze 
aus, kann der Arbeitnehmer den Differenzbetrag 
bei seiner Arbeitnehmerveranlagung als Wer-
bungskosten geltend machen. 

Beispiel: Herr Fritz arbeitet 100 Tage ausschließlich 
in seiner Wohnung im Homeoffice. Sein Arbeitgeber 
bezahlt ihm pro Homeoffice-Tag € 2, in Summe also 
€ 200. In der Steuererklärung kann Herr Fritz den 
nicht ausgeschöpften Betrag von € 100 zusätzlich 
als Werbungskosten geltend machen. 

Digitale Arbeitsmittel sowie das (Mobil)Telefon, die 
dem Arbeitnehmer vom Arbeitgeber für Zwecke des 
Homeoffice zur Verfügung gestellt werden, stellen 
auch bei teilweiser privater Nutzung keinen 
steuerpflichtigen Sachbezug dar. 

Zusätzlich dazu können Arbeitnehmer Ausgaben für 
die ergonomische Einrichtung ihres häuslichen 
Arbeitsplatzes außerhalb eines Arbeitszimmers 
zusätzlich (z.B. Schreibtisch, Drehstuhl, 
Beleuchtung) bis zu einem Betrag von € 150 im 
Kalenderjahr 2021 sowie den nicht ausgenützten 
Betrag aus dem Kalenderjahr 2020 (maximal jedoch 
insgesamt € 300) als Werbungskosten geltend 
machen. Die Voraussetzung dafür ist allerdings, 
dass zumindest 26 Tage im Homeoffice gearbeitet 
wurde. 

Hat ein Arbeitnehmer neben den ergonomischen 
Einrichtungen und dem Homeoffice-Pauschale 
zusätzlich ausschließlich beruflich veranlasste Ar-
beitsmittel angeschafft, so können diese wie bis-
her als Werbungskosten geltend gemacht wer-
den. Bei digitalen Arbeitsmitteln erfolgt allerdings 
eine Gegenrechnung mit dem Homeoffice-
Pauschale. 
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Für alle Steuerpflichtigen 
 
1. Keine Topf-Sonderausgaben mehr 
Letztmalig mit der Veranlagung 2020 konnten Topf-
Sonderausgaben (dazu zählten Kranken-, Unfall- 
und Lebensversicherungen; Wohnraumschaffung 
und Wohnraumsanierung) abgesetzt werden. Mit 
der Veranlagung 2020 ist nun endgültig Schluss mit 
der Absetzbarkeit der Topf-Sonderausgaben. 

 

2. Mögliche Sonderausgaben 
- Nachkauf von Pensionsversicherungszeiten 
und freiwillige Weiterversicherung in der Pensi-
onsversicherung 
Ohne Höchstbetragsbegrenzung, unabhängig vom 
Einkommen und neben dem „Sonderausgabentopf“ 
sind etwa Nachkäufe von Pensionsversiche-
rungszeiten (Kauf von Schul- und Studienzeiten) 
und freiwillige Weiterversicherungsbeiträge in 
der Pensionsversicherung absetzbar. Einmalzah-
lungen können auf Antrag auf 10 Jahre verteilt als 
Sonderausgabe abgesetzt werden. 

- Renten, Steuerberatungskosten und Kirchen-
beitrag 
Unbeschränkt absetzbare Sonderausgaben sind 
weiterhin bestimmte Renten (z.B. Kaufpreisrenten 
nach Ablauf bestimmter steuerlicher Fristen, vom 
Erben zu bezahlende Rentenlegate) sowie Steuer-
beratungskosten. Kirchenbeiträge (auch wenn sie 
an vergleichbare Religionsgesellschaften in der 
EU/EWR bezahlt werden) sind mit einem jährlichen 
Höchstbetrag von € 400 begrenzt. 

- Spenden als Sonderausgaben 
Folgende Spenden können steuerlich als Sonder-
ausgaben/Betriebsausgaben abgesetzt werden: 

 Spenden für Forschungsaufgaben oder der 
Erwachsenenbildung dienende Lehraufga-
ben an bestimmte Einrichtungen sowie 

Spenden an im Gesetz taxativ aufgezählte 
Organisationen, wie z.B. Museen, Bundes-
denkmalamt und Behindertensportdachver-
bände. 

 Spenden für mildtätige Zwecke, für die Be-
kämpfung von Armut und Not in Entwick-
lungsländern und für die Hilfestellung in na-
tionalen und internationalen Katastrophen-
fällen. 

 Spenden an Organisationen, die sich dem 
Umwelt-, Natur- und Artenschutz widmen, 
Tierheime, freiwillige Feuerwehren, Landes-
feuerwehrverbände und die Internationale 
Anti-Korruptions-Akademie (IACA), allge-
mein zugängliche Präsentation von Kunst-
werken etc. 

Als Sonderausgaben absetzbare private Spenden 
sind mit 10% des aktuellen Jahreseinkommens 
bzw. des höheren Jahreseinkommens aus 2019 
begrenzt, wobei schon abgezogene betriebliche 
Spenden auf diese Grenze angerechnet werden. 
 

3. Außergewöhnliche Belastungen, Ausgabe 
noch 2021 
Voraussetzung für die Anerkennung von Krank-
heitskosten als außergewöhnliche Belastung ist, 
dass nachweislich eine Krankheit vorliegt, die durch 
die Behandlung eine Linderung oder Heilung erfährt. 
Zu den abzugsfähigen Kosten zählen Kosten für 
Arzt, Medikamente, Spital, Betreuung, Ausgaben für 
Zahnbehandlungen oder medizinisch notwendige 
Kuraufenthalte und Aufwendungen für Heilbehelfe 
wie Zahnersatz, Sehbehelfe einschließlich Laserbe-
handlung zur Verbesserung der Sehfähigkeit, Hör-
geräte, Prothesen, Gehhilfen und Bruchbänder. 
Steuerwirksam werden solche Ausgaben erst dann, 
wenn sie insgesamt einen vom Einkommen und 
Familienstand abhängigen Selbstbehalt (der maxi-
mal 12% des Einkommens beträgt) übersteigen. 
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